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setzt. Für das Vollstreckungsverfahren selbst sind die 
Art. 57 bis 63 des Rechtshilfevertrags entsprechend anzu­
wenden.

Bestimmungen über die Übernahme der Strafverfolgung

In den Änderungs- und Ergänzungsprotokollen wurden 
hinsichtlich der Übernahme der Strafverfolgung weit­
gehend übereinstimmende Vereinbarungen getroffen, aus 
denen sich für die Zusammenarbeit der Strafverfolgungs­
organe der Vertragsstaaten wesentliche Vereinfachungen 
ergeben.

Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, auf Ersuchen des 
anderen Vertragsstaates die Strafverfolgung nach eigenem 
Recht gegen eigene Staatsbürger durchzuführen, die ver­
dächtig sind, auf dem Territorium des ersuchenden Ver­
tragsstaates eine Straftat begangen zu Raben (VRP: Ziff. 12, 
Art. 66 Abs. 1; CSSR: Ziff. 10, Art. 60 Abs. 1; UVR: 
Ziff. XXIV, Art. 66 Abs. 1). Es ist nicht erforderlich, daß es 
sich dabei um eine Auslieferungsstraftat handelt, wie dies 
in der alten Fassung der Rechtshilfeverträge vorgesehen 
war.

Mit der VRP (Art. 66 Abs. 2) und der CSSR (Art. 60 
Abs. 2) wurde ferner vereinbart, -daß sich die Verpflich­
tung zur Übernahme der Strafverfolgung auch auf solche 
Rechtsverletzungen erstreckt, die nach dem Recht des er­
suchenden Vertragsstaates als eine Straftat und nach dem 
Recht des ersuchten Vertragsstaates nur als eine Verfeh­
lung oder Ordnungswidrigkeit verfolgbar sind.

Weiter wurde die gegenseitige Wirksamkeit von An­
trägen der Geschädigten auf Strafverfolgung und die Be­
handlung von Schadenersatzansprüchen geschädigter Per­
sonen in den der Übernahme unterliegenden Strafverfah­
ren geregelt.

In einer besonderen Bestimmung (VRP: Ziff. 13,
Art. 66 A; CSSR: Ziff. 11, Art. 60 A; UVR: Ziff. XXIV, 
Art. 66 A) ist das Verfahren bei Ersuchen um Übernahme 
der Strafverfolgung einschließlich Inhalt und Form der 
Ersuchen, Rückführung des Beschuldigten und gegenseitige 
Informationspflicht geregelt. Hinsichtlich des Beförde­
rungsweges für derartige Ersuchen wurde der Verkehr 
zwischen den Ministern der Justiz oder den Generalstaats­
anwälten festgelegt. Nach den Protokollen mit der VRP 
(Ziff. 13, Art. 66 B) und der CSSR (Ziff. 12, Art. 61) können 
die Minister der Justiz bzw. die Generalstaatsanwälte 
jedoch vereinbaren, daß bei der Übernahme der Straf­
verfolgung Gerichte oder Staatsanwälte der Vertragsstaa­
ten direkt miteinander verkehren.

In den Beziehungen zur UVR ist noch zu beachten, daß 
die Bestimmung über Auslieferungsstraftaten neu gefaßt 
wurde (Ziff. XXIII, Art. 64 Abs. 2). Danach ist nunmehr 
bei der angedrohten Freiheitsstrafe von „mehr als einem 
Jahr“ auszugehen (und nicht von mindestens einem Jahr).

Besondere Bestimmungen im Protokoll mit der UVR

Die Bestimmungen des Rechtshilfevertrags mit der UVR 
über Vormundschaft und Pflegschaft (Art. 34) wurden 
durch die Möglichkeit ergänzt, für einen Staatsbürger des 
einen Vertragsstaates als Vormund oder Pfleger einen 
Staatsbürger des anderen Vertragsstaates zu bestellen, 
wenn dieser auf dem Territorium des Vertragsstaates 
wohnt, wo er die Funktion des Vormunds oder Pflegers 
auszuüben hat (Ziff. XI).

Neugefaßt wurden einige erbrechtliche Bestimmungen 
des Rechtshilfevertrags mit der UVR. So erhielt Art. 47, 
der die Verfügungen von Todes wegen regelt, eine neue 
Struktur (Ziff. XVI). Er wurde ferner dahingehend er­
gänzt, daß ein Testament hinsichtlich der Form auch dann 
rechtsgültig ist, wenn es dem Recht des Staates entspricht, 
auf dessen Territorium der Erblasser zum Zeitpunkt der 
Errichtung des Testaments oder zum Zeitpunkt des Todes 
seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hatte.

Ergänzt wurde ebenfalls Art.'53 des Rechtshilfevertrags, 
der die Herausgabe des Nachlasses betrifft (Ziff. XVII): 
Der Personenkreis, an den der Nachlaß herauszugeben ist, 
wurde um den Vermächtnisnehmer erweitert. Die Über­
gabe der Nachlaßwerte an die diplomatische oder konsu­
larische Vertretung eines Vertragsstaates wurde an die 
Bedingung geknüpft, daß eine Übergabe bzw. Überwei­
sung auf direktem Wege nicht möglich ist.

Mit der UVR wurden auch einige Regelungen verein­
bart, die bisher noch in keinem von der DDR abgeschlos­
senen Rechtshilfevertrag enthalten sind:

Hinsichtlich der Verantwortlichkeit für Schadenszufü­
gung außerhalb von Verträgen (einschließlich der persön­
lichen Voraussetzungen des Umfangs des Schadenersatzes) 
wurde festgelegt, das Recht des Vertragsstaates anzuwen­
den, auf dessen Territorium der Schaden verursacht 
wurde. Eine Ausnahme gilt jedoch, wenn Schädiger und 
Geschädigte Staatsbürger des gleichen Vertragsstaates sind 
und auf dessen Territorium ihren Wohnsitz haben: hier 
ist das Recht dieses Vertragsstaates anzuwenden (Ziff. XIV, 
Art. 42 A). Diese Regelung stimmt im wesentlichen mit § 17 
des Rechtsanwendungsgesetzes der DDR (RAG) vom 5. De­
zember 1975 (GBl. I S. 748) überein.

Auf Arbeitsrechtsverhältnisse ist grundsätzlich das 
Recht des Vertragsstaates anzuwenden, auf dessen Terri­
torium sich der Arbeitsort des Werktätigen befindet. Er­
füllt jedoch ein Staatsbürger des einen Vertragsstaates 
im dienstlichen Auftrag Arbeitsaufgaben auf dem Terri­
torium des anderen Vertragsstaates, so ist das Recht des 
Vertragsstaates maßgebend, der den Werktätigen ent­
sendet (Ziff. XIV, Art. 42 B). Auch diese Vereinbarung ent­
spricht weitgehend der Festlegung in § 27 RAG.

*

Die Regelungen der Rechtshilfeverträge mit der VRP 
und der UVR über die Erteilung von Informationen wur­
den dahin ergänzt, daß der Informationsaustausch unmit­
telbar sowohl durch die Minister der Justiz als auch durch 
die Generalstaatsanwälte erfolgt (VRP: Ziff. 2, Art. 15; 
UVR: Ziff. IV, Art. 14). Der Rechtshilfevertrag mit der 
CSSR sah dies bereits vor (Art. 15).

Im Protokoll mit der VRP wurde auch der Gegenstand 
der Informationen konkretisiert: es geht um die gegen­
seitige Übermittlung der wichtigsten Gesetzgebungsakte 
auf dem Gebiet des Zivil-, Familien- und Strafrechts sowie 
um die Erteilung von Auskünften über das geltende und 
das frühere Recht und über die Rechtspraxis. 1 2 3 4 5 6

1 Vgl. K. Hager, Aus dem Bericht des Politbüros an die 7. Tagung 
des Zentralkomitees der SED, Berlin 1977, S. 44.

2 Die Rechtshilfeverträge sind abgedruckt in der Textsammlung 
„Der internationale Rechtsverkehr der DDR in Zivil-, Familien- 
und Strafsachen“, Berlin 1969, S. 87 (VRP), 214 (CSSR) und 303 
(UVR). In einer neuen Auflage der Textsammlung werden die 
durch die Änderungs- und Ergänzungsprotokolle vereinbarten 
Regelungen direkt in den jeweiligen Vertragstext eingearbeitet 
werden.

3 Das Auslegungsprotokoll vom 23. September 1968 zum Rechts­
hilfevertrag mit der UVR (Bekanntmachung vom 22. Januar 1969 
[GBl. H S. 113]) wurde durch Briefwechsel der Minister der 
Justiz anläßlich der Unterzeichnung des Änderungs- und Ergän­
zungsprotokolls vom 10. Februar 1977 für gegenstandslos erklärt.

4 Die gesonderte Regelung für Unterhaltsansprüche in Art. 29 des 
Rechtshilfevertrags wurde aufgehoben (Ziff. 8).

5 Dies ist eine Besonderheit des ungarischen Familienrechts: vgl. 
§ 40 des Gesetzes I über Ehe, Familie und Vormundschaft der 
UVR i. d. F. von 1974 (abgedruckt in: Dokumente und Informa­
tionen des Ministeriums der Justiz und des Obersten Gerichts 
der DDR El- 2/75 - 5).

6 Für die Gerichte der DDR bedeutet das die Prüfung des Fami­
lienrechts der UVR: Vgl. das Gesetz I i. d. F. von 1974 sowie die 
VO Nr. 12/1974 über den Kindesunterhalt (a. a. O.).


